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D.Grothenn

Gesetzliche Vorschriften zur Bildung oder Anderung
von Siedlungsnamen in Deutschland

(Auswertung einer Umfrage des StAGN bei den deutschen Landern im Frihjahr 2008)

1. Allgemeines

Die Bildung oder Anderung von Siedlungsnamen fallt in Deutschland in die Zustandigkeit der
16 Bundeslander. Infolgedessen gibt es entsprechend viele gesetzliche Vorschriften, die sich
alerdings stark ahneln. In den meisten Landern heifl3en sie ,, Gemeindeordnung” (BW, BY,
HE, NI, NW, RP, SH, SN, ST *), aber auch Kommunalordnung (TH), Kommunalverfassung
(BB, MV) oder Kommunalverwaltungsgesetz (SL) sind gebrauchlich.

Zum Teil werden diese Gesetze durch gelegentlich sehr ausfihrliche
Durchfihrungsbestimmungen erganzt (BW, BY, MV, RP, SH, SN).

Der StAGN hatte allen Landern sein Positionspapier zur Namengebung neuer Gemeinden
zugeleitet (s. Anhang 5) und um Ubersendung der jeweiligen Rechtsgrundlagen und
Zustandigkeiten gebeten (s. Anhang 4). Nicht geantwortet haben die drei Stadtstaaten BE, HB
und HH sowie SN, von dem aber bereits eine entsprechende V erwaltungsvorschrift vorlag (s.
Anhang 1). BW, BY, MV, NI und SL haben den Empfang bestétigt und ihre Vorschriften
ubersandt, BB, NW und TH daneben auch mit einigen Anmerkungen zur Situation in ihrem
Land. HE, RP, SH und ST haben das Positionspapier des StAGN aul3erdem an nachgeordnete
Genehmigungsbehdrden und kommunale Gremien weitergel eitet.

Die nachstehende Zusammenstellung bezieht sich auf die 13 Flachenlander.

2. Grundsétze

Fir die Benennung von Siedlungen gilt grundsétzlich: Bestehende Namen gelten weiter und

sind gegen unbegriindete Anderungen geschiitzt. Unter anderem sollen sie

- einer individuellen und unverwechsel baren Kennzeichnung dienen,

- einem Ubergeordneten Interesse an einem klaren und leicht zu gebrauchendem Namen
entsprechen und

- durch hinreichende historische Griinde gerechtfertigt sein (MV).

Siedlungen werden gegliedert in Gemeinden (als unterste Stufe der kommunalen
Selbstverwaltung) und Gemeindeteile. Entsprechend gliedern sich auch die Vorschriften fur
die Behandlung ihrer Namen.

* Siehe Abklirzungsverzeichnisin Anhang 2



3. Namen von Gemeinden

Die Neubildung von Gemeindenamen oder die Anderung bestehender Gemeindenamen ist nur
aus Grinden des offentlichen Wohls (MV, SH) zuléssig und unterliegt meist einem strengen
zweistufigen Verfahren. Als Griinde des 6ffentlichen Wohls gelten z.B. die unter Nr. 2
genannten Zweckbestimmungen aus der Kommunalverfassung von MV.

3.1 Initiative zur Namenvergabe

Die Initiative zur Namensgebung hat in der Regel von der betreffenden Gemeinde
auszugehen; in besonderen Fallen kann sie aber auch von der Rechtsaufsichtsbehorde
ergriffen werden. In den Vorschriften der Lander werde folgende Anlasse genannt:

- Benennung einer neu zu bildenden Gemeinde (z.B. bei Gebietsreformen),

- Verlagerung des Gewichts der Gemeindeteile, so dald der urspriinglich namengebende
Gemeindeteil in seiner Bedeutung fur die gesamte Gemeinde zurlcktritt und ein anderer
Gemeindeteil so dominiert, dafl3 sein Name besser a's Gemeindename geeignet ist,

- Behebung von Mangeln eines bestehenden Namens (z.B. bel Verwechslungen mit anderen
Orten gleichen Namens.

- Denkbar wére auch - wenn auch in den Gesetzen noch nicht ausdrticklich erwahnt — eine
Anpassung der Schreibwei se eines Namens an die neue deutsche Rechtschreibung.

3.2 Verfahren in der Gemeinde

Die Anderung eines Gemeindenamens wird von der Gemeindevertretung beschlossen. In
einigen Landern (NI, RP, SL, TH) genugt dabei die einfache Mehrheit der (anwesenden)
Gemeindevertreter, in anderen Léandern sind zwei Drittel (MV, SH) oder drel Viertel (BB,
NW) der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter erforderlich. In Mecklenburg-V orpommern
kann auch ein Birgerentscheid angesetzt werden, in Sachsen-Anhalt ist dieser zwingend
vorgeschrieben.

In Bayern wird den Gemeinden empfohlen, sich friihzeitig vom Heimatpfleger und von der
Archivverwaltung beraten zu lassen.

3.3 Genehmigung durch die Aufsichtsbehtrde

Eine Anderung des Gemeindenamens allein durch die Gemeinde it lediglich in Schleswig-
Holstein zulassig. In allen anderen Landern muf3 der Name auf Antrag der Gemeinde von der
Rechtsaufsichtsbehdrde genehmigt werden. In Bayern werden neue Gemeindenamen sogar
durch Gesetz erteilt, lediglich Anderungen bestehender Namen liegen dort in der alleinigen
Zustandigkeit der Rechtsaufsichtsbehdrde.

Genehmigungsbehdrde ist haufig das fur die Kommunalaufsicht zusténdige Innenministerium
(BB, HE, MV, NI, NW, SL, TH). In einigen Landern ist diese Befugnis der Behorde der
staatlichen Mittelinstanz (BW, SN = Regierungsprasidium, BY = Regierung, RP = Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion, ST = Landesverwaltungsamt) oder — bel kreisangehdrigen



Gemeinden — auch der Behorde der unteren staatlichen Verwaltungsebene (Kreisverwaltung,
Landratsamt) Ubertragen worden (BY, RP, SN, ST).

In den meisten Landern ist nicht ausdriicklich vorgeschrieben, dai? die Genehmigungsbehérde
eine sachliche Prifung des vorgesehenen Namens vorzunehmen hat. Es gibt aber Ausnahmen:

- In Bayern bittet die Genehmigungsbehtrde das Bayerische Hauptstaatsarchiv und das
zustandige V ermessungsamt um Stellungnahme.

- In Rheinland-Pfalz hat die Genehmigungsbehdrde Stellungnahmen des zusténdigen
Katasteramts und des Statistischen L andesamts einzuholen.

- In Sachsen holt die Genehmigungsbehérde eine gutachtliche AuRerung der Sichsischen
Kommission fur kommunale Namen ein. Wenn sie von dem Ergebnis dieser Anhérung
abweichen will, bedarf sie der vorherigen Zustimmung des Innenmisteriums.

3.4 Namenzusstze
Die Vorschriften Uber Namenzusétze sind in allen Landern nahezu gleichlautend:

- Grundsétzlich sind Namenzusétze (als Bestandteil des Namens) zuléssig, wenn sie der
Unterscheidung von sonst gleichlautenden anderen Gemeinden dienen (z.B. Neustadt a.d.
Aisch, Neustadt in Holstein, Neustadt an der Weinstral3e, Neustadt am Rilbenberge),
Neustadt (Sachsen))

- Die Bezeichnung ,Bad* as Namenbestandteil (1) kann einer Gemeinde von der
Aufsichtsbehdrde verliehen werden, wenn die staatliche Anerkennung als Heilbad 0.4
vorliegt und die Gemeinde es wunscht. In Niedersachsen und Schleswig-Holstein kann die
Gemeinde selbst Uber die Fuhrung dieses Namenbestandteils entscheiden, wenn sie die

notwendigen Voraussetzungen erfillt.

- Soweit es nicht bereits durch Gesetz festgelegt ist, kann die Aufsichtsbehorde einer
Gemeinde zusétzlich zu ihrem Namen die Bezeichnung ,, Stadt”, , Kreisstadt* oder
» Landeshauptstadt* verleihen.

- Die Aufsichtsbehtrde kann auf Antrag einer Gemeinde zusétzlich zu ihrem Namen auch

eine sonstige Bezeichnung verleihen, die auf ihrer geschichtlichen Vergangenheit, ihrer
Eigenart oder ihrer heutigen Bedeutung beruht (z.B. ,, Universitétsstadt”).

3.5 Untergang alter Namen vermeiden

Vor allem bei Gemeindezusammenschllissen infolge einer Gebiets- und Verwaltungsreform
besteht die Gefahr, dal? alte, historisch bedeutsame Namen untergehen. Diesist zwar weniger
zu beflrchten, wenn Doppel namen gebildet werden. Haufig aber besteht die Tendenz, vallig
neue, meist landschaftsbezogen Gemeindenamen zu bilden (z.B. in BB Markische Heide,
Panketal, Schorfheide, Sydower Fliel3, in NI Wedemark, Stdbrokmerland, Seevetal. Hier
bleibt nur die Moglichkeit, die friheren Gemelndenamen als Gemeindeteil-Namen fortleben
zu lassen (vgl. Nr. 4). Einige Lander (BY, RP, SN) weisen inin ihren Vorschriften hierauf



ausdrucklich hin. Allerdings dirfen Gemeindeteil-Namen nur in Verbindung mit dem
aktuellen Gemeindenamen verwendet werden.

3.6 Bekanntmachung der Gemeindenamen

Die von den zusténdigen Stellen genehmigten Gemeindenamen werden in den dafir
bestimmten amtlichen Verkiindungsbléttern bekannt gemacht, z.B. in Staatsanzeigern (BY,
RP), Amtsblattern (BW, MV, SH, SN) oder Ministerialbl&ttern (NI).

Aulerdem werden die Gemeindenamen in amtlichen Namenverzei chnissen zusammengefalit,
diez.B. , Amtliches Gemeindeverzeichnis‘ oder , Amtliches Ortsverzeichnis‘ heil3en kbnnen
und vom Statistischen Landesamt (RP, SN) oder vom Innenministerium (BY, TH) gefihrt
werden. Die in diesen Verzeichnissen enthaltenen Namen und ihre Schreibweise stellen die
sog. ,,amtliche Schreibweise" dar. Dieseist fir Behdrden und juristische Personen des
oOffentlichen Rechts verbindlich und muf3 u.a. auch auf Ortstafeln und Wegweisern sowiein
amtlichen Kartenwerken angewendet werden.

4. Namen von Gemeindeteilen

4.1 Definition

Gemeindeteile sind laut gesetzlicher Definition bewohnte Teilgebiete einer Gemeinde ohne
rechtliche Selbstandigkeit, die aufgrund ihrer Lage, Bedeutung oder aus historischen Griinden
einen eigenen Namen fuhren. Sie werden je nach Bedeutung und sprachlichen
Gepflogenheiten auch Ortsbezirke, Ortsteile oder Wohnplétze genannt.

Ortsteile kdnnen z.B. einen eigenen Namen erhalten, wenn sie aus einer oder mehreren
friheren Gemeinden bestehen oder wenn sie erkennbar vom Ubrigen bewohnten
Gemeindegebiet getrennt sind und wenn wegen der Einwohnerzahl, der Art der Bebauung
oder des Gebietsumfangs ein offentliches Bedurfnis hierfir besteht (BW). Ein eigener Name
kann z.B. auch bel grof3er raumlicher Trennung vom Ortszentrum erforderlich sein (BY).

Fir die Verwendung von Namenzusétzen gilt sinngemal3 dasselbe wie fir die
Gemeindenamen (vgl. Nr. 3.4). Von besonderer Bedeutung ist der Namensbestandteil ,,Bad”,
der in allen Landern bel Gemeindezusammenschltissen nur fir den Gemeindeteil gultig bleibt,
der ihn schon vor dem Zusammenschlul3 als sel bstéandige Gemeinde getragen hat.

4.2 Verfahren

Fir Namen von Gemeindeteilen gilt allgemein, dal3 sie (als Angelegenheit der kommunalen
Selbstverwaltung) ausschliefdlich in die Zustandigkeit der Gemeinden fallen. Diese
entscheiden, ggf. nach Anhérung der betroffenen Birger z.B. mittels BUrgerversammliung
oder Burgerentscheid (BY, ST, TH). Einer Genehmigung durch eine Rechtsaufsichtsbehtrde
bedarf esin der Regel nicht. Lediglich in Bayern wird ein Gemeindeteil-Name durch die
Rechtsaufsichtsbehdrde verliehen oder geéndert.

In einigen Landern hat die Gemeinde vor einer Entscheidung Uber einen Gemeindeteil-Namen
Stellungnahmen fachlich kompetenter oder betroffener Behdrden und Stellen einzuholen:



In Bayern wird —wie bei Gemeindenamen — eine frihzeitige Beratung durch den
Heimatpfleger und die Archivverwaltung empfohlen.

In Rheinland-Pfalz soll eine Stellungnahme des zusténdigen K atasteramts eingeholt werden.

Am umfangreichsten ist die Beteiligung in Baden-Wrttemberg. Es sind dort zu héren:

- die Archivbehorde

die zustandige Stelle fur Volkskunde

das Statistische Landesamt

die Deutsche Post AG

das L andesvermessungsamt

ggf. das Eisenbahninfrastrukturunternehmen, das den Schienenweg betreibt

ggf. die Eisenbahnverkehrsunternehmen, die den Schienenweg im regelmaliigen
Personenverkehr nutzen

4.3 Bekanntmachung der Gemeindeteil-Namen

Die von der Gemeinde beschl ossenen Gemeindeteil-Namen werden in der Regel
gemeindeliblich bekannt gemacht, z.B. im Amtsblatt der Gemeinde, in einer Tageszeitung
oder durch Anschlag im Rathaus (BW, RP); in SH ist hierfir das Amtsblatt fir das Land
vorgesehen.

Dartber hinaus sind neue Gemeindeteil-Namen verschiedenen Stellen anzuzeigen, z.B. in BW
der Rechtsaufsichtsbehdrde, den im Vorfahren angehorten Stellen sowie dem Amtsgericht
und dem Finanzamt, in RP dem L andesvermessungsamt, das seinerseits das Statistische
Landesamt informiert, welches das L andesinformationssystem fihrt.

Aulerdem werden die Gemeindeteil-Namen zum Tell in landesweiten Verzeichnissen
zusammengefaldt, die z.B. , Amtliches Ortsverzeichnis® (BY), ,, Verzeichnis der
Gemeindeteile” (RP) oder ,, Wohnplatzverzeichnis® heif3en kdnnen und von dem Statistischen
Landesamt oder dem Landesvermessungsamt gefiihrt werden.

5. Empfehlungen fur die Bildung neuer Gemeindenamen

Nur wenige Lander geben in den Durchfihrungsbestimmungen zu ihren Gemeindeordnungen
auch praktische Hinweise, wie neue Gemel ndenamen zweckméal3ig zu bilden sind.

- So sollen in Schleswig-Holstein Doppelnamen vermieden werden und Zusétze, welche die
geographische Lage einer Gemeinde erlautern, in Klammern gesetzt werden.

- In Rheinland-Pfalz sind Doppelnamen mit Ricksicht auf die Erfordernisse des Postverkehrs
(im algemeinen sollen 16 Schreibstellen — Buchstaben, Zahlen oder Zeichen — nicht
Uberschritten werden) sowie zur Verhitung von Erschwerungen bei der Bezeichnung von
Gemeindeteilen moglichst zu vermeiden.

Die Zusatzbezeichnung eines Gemeindenamens soll nicht den Namen eines
Verwaltungsbezirks, sondern den Namen einer Landschaft, eines Gewassers, eines Berges
oder einer nahe gelegenen Stadt enthalten und an den Namen der Gemeinde ohne Klammer
und ohne Abkiirzung angefligt werden (z.B. Ludwigshafen am Rhein, Simmern im
Hunsriick). Dem steht nicht entgegen, dal3 im Postverkehr aus Griinden der



Rationalisierung Abkurzungen verwendet werden. Werbezuséize (auch Eigenwerbung)
sind im amtlichen Schriftverkehr nicht zulassig.

AuRerdem sollen als Namen von Gemeindeteilen
maoglichst landschaftsbezogene oder historisch bedeutsame Namen (z.B. von Burgen,
Kléstern, Hofen oder auch Landschafts-, Flur- oder Gewann-Namen) bestimmt werden.

- Bayern empfiehlt seinen Gemeinden: Als neue Namen eignen sich bodensténdige alte
Flurnamen und Namen, die an die geschichtliche Uberlieferung ankniipfen oder der Lage
des Ortes oder der Tétigkeit seiner Bewohner angepaldt sind. Frei erfundene Namen und
Namen, diein Bayern — vor allem in derselben Gegend — 6fter vorkommen und daher zu
Verwechs ungen Anlal3 geben kénnen, sind nicht geeignet. Doppel namen sollen vermieden
werden.

Allein Zusétzen auftretenden Hauptworter (Orts-, Flul3-, Lagenamen) sind auszuschreiben.
Die Verhaltnisworter in den Zusédtzen konnen abgekiirzt werden, wenn es sich nicht um
selten gebrauchte Zusétze handelt oder die Deutlichkeit leidet. Alle Zusétze werden durch
die erforderlichen Beiworte mit dem Namen verbunden und nicht unverbunden

angeschlossen.

Wenn ein Gemeindeteil-Name mit dem Namen einer Gemarkung verbunden ist, gilt:
Grundsétzlich soll der Name der Gemarkung beibehalten werden.

- Sachsen hat schon 1995 eine sehr ausfihrliche Verwaltungsvorschrift zu kommunalen

_ Namen erlassen, die u.a. auch Grundsétze der Namenkunde enthdlt. Diese sind wegen ihres
Vorbildcharaktersim Anhang 1 wortlich
wiedergegeben.

Es kann vermutet werden, dal3 die Genehmigungsbehdrden in den o0.g. Landern die genannten
Grundsitze bei der Genehmigung von Neubildungen oder Anderungen von Gemeindenamen
zugrunde legen. Allerdings gibt z.B. das Thuringer Innenministerium in seiner Antwort an
den StAGN an, dal3trotz Beratung der Gemeinden insbesondere bei

Gemeindezusammenschl lissen oft nur neue Namen mit Landschaftsbezug konsensfahig seien,
was den Schluf3 zul &3, dal? dort die bisherigen Gemeindenamen bestenfalls als Gemeindeteil-

Namen weliterleben konnen (vgl. Nr. 3.5).

5. Zusammenfassung

In allen Landern der Bundesrepublik Deutschland wird das rechtliche Verfahren bel der
Bildung oder Anderung von Siedlungsnamen sehr eingehend vorgeschrieben. Dagegen gibt es
fr die Beteiligung sachverstandiger Stellen und Gremien nur wenige Anwei sungen.
Namenkundliche Hinweise, wie sie dem StAGN am Herzen liegen, gibt es nur sporadisch,
insbesondere in Rheinland-Pfalz, in Bayern und vor allem in Sachsen.



Anhang 1

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift des Séchsischen Staatsministeriums des Innern
zu kommunalen Namen vom 27.Januar 1995:

3 Grundsatze der Namenkunde

3.1 Bel der Namenfindung neugebildeter Gemeinden und bei Namensanderungen bisheriger
Gemeindenamen ist zu beachten:

Namen sollen moglichst kurze und treffende Gemeindebezei chnungen ermdglichen und einen
ortlichen Bezug herstellen.

Namen missen so gewahlt werden, dal3 sie dauerhaft bestehen bleiben und keinen
kurzfristigen Anderungen unterworfen sind.

3.2 AlsNamen eignen sich daher insbesondere:

3.2.1 Bisherige Gemeindenamen, weil sonst mit dem Wegfall ein Stiick Geschichte des
Freistaates untergeht;

3.2.2 Namen, die durch Wegfall von Bestandteilen von Doppelnamen oder durch Wegfall
oder Hinzuftgen differenzierender Zusétze (Ober-, Unter-. Grol3- usw.) entstehen;

3.2.3 Abwandlungen gelaufiger Flur- und Landschaftsnamen, die auf topographische
Gegebenheiten Bezug nehmen (zum Beispiel gewasser- und gel @ndebezogene Gemeinde-
namen mit den Namenbestandteilen -tal, -aue, -stein). Der Gemeindename mul3 a's solcher
erkennbar sein;

3.2.4 Namen, die eine Verbindung mit historischen Ereignissen, vor allen der Besiedlung,
erkennen lassen (zum Beispiel Gemeindenamen mit Bezug zum Ortsgriinder);

3.2.5 Namenbildungen, die keinen Widerspruch zur Landschaft des Standortes ergeben
(Hohenlage, Himmel srichtung, Lage am Wasser und so weiter). Fur Ortsnamen im Tief- oder
Flachland eignen sich Namenbestandteile wie -au(e), -bach, -feld, -tal, -hain; in bergigen Re-
gionen wie -berg, -stein, -wald(e), -dorf, -leite(n), und @hnliche. Ist die Gemeinde Kirchort, so
kann auch Kirch- a's Namenbestandteil verwendet werden;

3.2.6 Namen, die mit einem Flul3-, Flur-, Berg-, Waldnamen usw. gebildet werden. Esist
dabei zu beachten, dal3 sich das topographische Objekt haufig weiter erstreckt als das
Gemeindegebiet und deshalb nicht nur von dieser Gemeinde vereinnahmt werden kann
(zum Beispiel Muldetal, Sachsische Schweiz).



3.3 Hingegen sind zu vermeiden:
3.3.1 Gemeindenamen, die bereits andernorts vorhanden sind;

3.3.2 Veranderungen an urspringlich sorbischen Namen in eingedeutschter Form. Diese
Namen kénnen nur in der hergebrachten Form weitergefiihrt werden. Die Namenbestandteile
-witz, -litz, -ritz und -schitz/schiitz sind wegen ihrer etymologischen Bedeutung nicht an
beliebige Erstglieder anfugbar;

3.3.3 Doppelnamen; Dreifachnamen usw. sind nicht genehmigungsfahig. Der Name darf
nicht zu lang oder zu umstandlich sein. Hierbei ist insbesondere auf Aussprache, Klang,
Schreibweise und Lange (nicht mehr als 16 Druckzeichen) zu achten;

3.3.4 flr Sachsen untypische Namenbestandteile und -worter, zum Beispiel -be(c)k
(niederdeutsch) statt -bach; -biihl (oberdeutsch) statt -htibel. Regionstypische Zweitglieder
bleiben auf den jeweiligen Raum beschrankt (zum Beispiel -grin nur fir das Vogtland);

3.3.5 Namen und Namenzusatze mit werbendem Inhalt;

3.3.6 Namen, die offensichtlich Belange Dritter bertihren (vergleiche 3.2.6), zum Beispiel
Anlehnung des Gemeindenamens an ein topographisches oder historisches Objekt, das nicht
im Gemeindegebiet oder auch auf dem Gebiet anderer Gemeinden liegt;

3.3.7 die Namenbestandteile -statt und -stadt bei Gemeinden, die kein Stadtrecht besitzen;

3.3.8 der Gebrauch der Namenbestandteile -land, -grund und -gemeinde.

3.4 Zusdtze zum Gemeindenamen

3.4.1 Zusdtze zum Gemeindenamen sind Erlauterungen, die auf die geographischen und
topographischen Besonderheiten oder die Geschichte einer Gemeinde hinweisen. Sie sind Teil
des Gemeindenamens. Sie sollen nur dann gewahlt werden, wenn sie zur Unterscheidung
notwendig sind. Dies gilt immer dann, wenn ein Gemeindename mindestens zweimal in der
Bundesrepublik Deutschland vorhanden ist.

3.4.2 Zur Erlauterung eignen sich:

- bel Bezug zum Freistaat Sachsen ,,in Sachs.” oder ,,in Sa.* (zum Beispiel Neustadt in Sa.)

- bel Landschaftsbezeichnungen (Sachs. Schw. oder Sachs.Schweiz, OL., Vogtl., Erzgeb.) ,,/*
(zum Beispiel Reichenbach/Vogtl.)

- bei Bezeichnungen zum Gelande, zu Gewassern oder Waldgebieten (Ausschreibung des
Gelande-, Flu3- beziehungsweise Waldnamens) ,,am*, ,a.d.“ oder ,,im* (zum Beispiel
Quizdorf am See)

- bel Nachbarschaftsbezeichnungen ,,b.” (zum Beispiel Arnsdorf b. Dresden)



Abkirrzungen der L andernamen

BB

BW

BY

HE

MV

NI

NW

RP

SH

SL

SN

ST

TH

BE

HB

HH

Land Brandenburg

Land Baden-W(rttemberg
Freistaat Bayern

Land Hessen

Land Mecklenburg-V orpommern
Land Niedersachsen

Land Nordrhein-Westfalen
Land Rheinland Pfalz
Land Schleswig-Holstein
Saarland

Freistaat Sachsen

Land Sachsen-Anhalt

Freistaat Thiringen

Land Berlin
Freie Hansestadt Bremen

Freie und Hansestadt Hamburg

Anhang 2



Anhang 3

Kontaktadressen fir Namenfragen (soweit in den Riicklaufen genannt)

BB  DasMinisterium des Innern des Landes Brandenburg in Potsdam,
Ref. 11/2 (Herr Schumacher, Frau Kohler)

BW  DieRegierungsprasidien in Stuttgart, Karlsruhe, Freiburg im Breisgau und Tbingen

BY  DieRegierungen in Minchen, Landshut, Regensburg, Bayreuth, Ansbach, Wirzburg
und Augsburg
sowie die Landratsdmter der 71 Landkreise

HE  Das Hessische Ministerium des Innern und fir Sport in Wiesbaden
Ref. Planung, Organisation und Umweltschutz im kommunalen Bereich,
Kommunale Abgaben (Frau Wahlen)
und die kommunalen Spitzenverbande

MV  Das Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern in Schwerin,
Ref. 11 300 (Herr Dr. v. Gayl, Frau Hill)

NI Das Niederséchsische Ministerium fir Inneres, Sport und Integration in Hannover
Ref. 31 (Herr Fischer)

NW  Das Innenministerium Nordrhein-Westfalen in Dissel dorf,
Ref. 31 (Herr Plickhahn, Frau Duifhuis, Frau Scherers)

RP  DasMinisterium des Innern und fur Sport des Landes Rheinland-Pfalz in Mainz,
Ref. 333 (Herr Gabler, Herr Eiser, Herr Mathes)
und die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Trier

SL Das Ministerium fr Inneres und Sport des Saarlandes in Saarbricken,
Ref. C 1 (Herr Gros, Frau Messerle)

SH Das Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein in Kidl,
Ref. IV 31 (Herr Lindemann, Frau Waap)
und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbénde in Kiel

SN Kein Ricklauf. Vermutlich das Séachsi sche Staatsministerium des Innern in Dresden

ST Das Ministerium des Innern de Landes Sachsen-Anhalt in Magdeburg,
Ref. 31 (Herr Dr. Gundlach, Herr Pidl),
die 11 Landkreise
und das Landesverwaltungsamt in Halle (Saale)

TH  Das Thiringer Innenministerium in Erfurt,
Ref. 31 (Frau Mol3)

[V ollstéandige Postanschriften, E-Post-Adressen und Telefon- / Telefax- Anschllisse sind in
den Ricklaufen zur StAGN-Umfrage enthalten.]
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Anhang 4

Standiger Ausschuss fir geographische Namen (StAGN)

Geschéftsstelle im Bundesamt fir Kartographie und Geodasie, Frankfurt am Main

StAGN, Bundesamt fiir Kartographie und Geodésie, Richard-StrauB3-Allee 11, D-60598 Frankfurt am Main

Vorsitzender Geschaftsfuhrer
Dr. Jorn Sievers Bernd E. Beinstein
Bundesamt fiir Bundesamt fiir
Kartographie und Geodésie Kartographie und Geodésie
Richard-Strau3-Allee 11 Richard-Strauf3-Allee 11
D-60598 Frankfurt am Main D-60598 Frankfurt am Main
Tel.: +49-69-63 33-316 Tel.: +49-69-63 33-317
Fax: +49-69-63 33-441 Fax: +49-69-63 33-441

Fax online: +49-69-631 49 05 31
E-Mail: E-Mail:
j.sievers@bkg.bund.de bernd.e.beinstein@bkg.bund.de

Frankfurt am Main, den 12. Marz 2008

Positionspapier und Empfehlung des Standigen Ausschusses fiir geographische
Namen (StAGN) zur Namengebung neuer Gemeinden
Anlage: -1-

Sehr geehrte............. ,

aus gegebenem Anlass erlaubt sich der Standige Ausschuss fiir geographische Namen
(StAGN) Ihnen als Mitglied des Unterausschusses ,Kommunalverfassungsrecht und
kommunale Personalangelegenheiten” des AK Il der Innenministerkonferenz das beigefligte
Positionspapier zuzuleiten. Es enthalt fachlich begriindete Empfehlungen fiir den Fall
notwendiger Neu- bzw. Umbenennungen von Gemeinden.

Es ist dem StAGN ein grof3es Anliegen, Ansprechpartner fir kommunale Namen in den
einzelnen Bundesléndern in dieser Angelegenheit zu erreichen und zu informieren. Ich ware
ich IThnen deshalb sehr dankbar, wenn Sie freundlicherweise veranlassen konnten, dass das
beigefugte Positionspapier an die zustandige Stelle in Threm Land zur gefl. Kenntnisnahme,
Beachtung und ggf. weitere Veranlassung weiter geleitet werden konnte.

Gleichzeitig ware ich Ihnen sehr dankbar, wenn Sie die zustandige Stelle in Threm Land
bitten konnten, der StAGN-Geschaftsstelle Kopien maRgeblicher Regelungen zur Anderung
von Gemeindenamen - aus der Gemeindeordnung oder einem &hnlichen Regelwerk -
zuzusenden.

Uber eine kurze Mitteilung, welche Stelle in Ihrem Land in der 0.b. Angelegenheit zustandig
ist, wirde ich mich sehr freuen. lhrer geschatzten Riuckantwort sehe ich gerne entgegen und
stehe fur Riuckfragen jederzeit und gerne zur Verfligung.

Mit freundlichem GrufR

Dr. JOrn Sievers
Vorsitzender
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Anhang 5

Positionspapier
des Standigen Ausschusses flir geographische Namen (StAGN)
zur Namengebung neuer Gemeinden

Der Standige Ausschuss fiir geographische Namen (StAGN) beobachtet mit Interesse und
teilweise auch Sorge die Einflisse der Verwaltungs- und Gebietsreformen in den Landern
der Bundesrepublik Deutschland auf die geographischen Namen. Kommunale
Gebietsreformen bedeuten in jedem Fall einen Einschnitt in das geographische Namengut
und fahren oft zu einem Verlust von Uberlieferter Namenvielfalt. Da der StAGN ein
interdisziplindr zusammengesetztes Gremium von Fachleuten fir geographische Namen und
das Kompetenzzentrum fir alle Fragen der geographischen Namenkunde im
deutschsprachigen Raum Mitteleuropas ist, sieht er sich verpflichtet, hierzu Position zu
beziehen und den zustandigen Behdrden mit den folgenden Ausfiihrungen eine
wissenschaftlich begrindete praktische Handlungsanleitung an die Hand zu geben.

Bedeutung geographischer Namen

Geographische Namen sind wichtige immaterielle Zeugnisse unserer Kulturlandschaft. Sie
geben uns Hinweise auf die Siedlungs-, Bevélkerungs- und Wirtschaftsgeschichte, und sie
sind Geschichtszeugnisse der lokalen und regionalen Traditionen. In der Bevolkerung sind
sie fester Bestandteil der sprachlichen Uberlieferung und tragen damit entscheidend zur
heimatlichen Identitat bei. Geographische Namen sind somit Teil unseres Kulturerbes, das
eines besonderen Schutzes bedarf. Jede Verwaltungsreform sollte sich dieser
Verantwortung bewusst sein und entsprechend konservativ bei Anderungen der
Gemeindenamen vorgehen.

Entwicklung der geographischen Namengebung und -verdnderung

Bis 1990 lassen sich drei Hauptphasen herausarbeiten, in denen es — unter sehr
unterschiedlichen politischen Rahmenbedingungen — zu massiven Eingriffen in die
geographische Namenlandschaft kam:

1. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts kam es im Zuge der Industrialisierung und Verstadterung
zur Herausbildung groRRer Verdichtungsrdume und Stadtregionen. In der Regel wurden
Umlandgemeinden in die Zentralstadt eingemeindet und verloren dadurch ihre kommunale
Selbststandigkeit.

2. Seit den 1880er Jahren wurden im preulBischen Osten im Rahmen der
Germanisierungspolitik zunachst vereinzelt, nach dem Ersten Weltkrieg und in der Zeit des
Nationalsozialismus verstéarkt slawische Ortsnamen ,eingedeutscht* oder umbenannt. Einige
dieser Namengebungen wurden nach 1945 wieder revidiert. Ideologische Griinde fiihrten
auch in der DDR vereinzelt zu Umbenennungen.

3. Von groRRerer Auswirkung und von neuer Qualitat war die Verwaltungs- und
Gebietsreform, die in den alten Bundeslandern etwa zwischen 1968 und 1975 in sehr
unterschiedlicher Auspragung stattfand. In manchen Landern (z. B. Bayern und Schleswig-
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Holstein) wurde die Kommunalreform eher behutsam durchgefiihrt. Andere Lander schufen
mittlere Kommunalinstanzen (Niedersachsen: Samtgemeinden; Rheinland-Pfalz:
Verbandsgemeinden), welche die Funktionen der Ortsgemeinden teilweise ibernahmen,
diesen aber eine grundsatzliche Selbststandigkeit lieRen. Andere Lander (z. B. Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Saarland) fiihrten GroRgemeinden anstelle der bisherigen
Ortsgemeinden ein. Dabei entstanden zahlreiche neue Gemeindenamen.

Gegenwartige Situation bei der Namengebung bzw. Umbenennung

Die oben unter Punkt 3 genannte Entwicklung der Verwaltungsneugliederung wurde in den
vergangenen Jahrzehnten fortgefuhrt, verstérkt in den neuen Bundeslandern nach 1990. Es
ist zu erwarten, dass der Trend zu immer gro3erflachigen kommunalen
Verwaltungseinheiten anhalt. Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass teilweise neue
Kunstnamen ohne authentischen Lokalbezug erfunden wurden und die Benennung der
neuen Grofligemeinden im Einzelfall aus politisch-strategischen Erwagungen oder aus
vermeintlich 6konomischen Griinden erfolgte.

Leitlinien des StAGN bei notwendiger Neu-/Umbenennung von Ortsnamen

Der Standige Ausschuss flur geographische Namen (StAGN) legt den zustandigen
Genehmigungsinstanzen folgende Leitlinien vor, um eine identitéatsstiftende Namengebung
sicherzustellen:

1. Beijeder Verdanderung der kommunalen Gliederung (Eingemeindung,
Zusammenschluss, Umbenennung) sollten die Namen der bisherigen Kommunen
oder Teilgemeinden im 6ffentlichen Bewusstsein wahrnehmbar bleiben. Dies betrifft
beispielsweise die Ortsbeschilderung oder die Erwdhnung in den amtlichen
Kartenwerken. Dies ist eine zentrale Forderung, nicht nur unter dem Aspekt des
Erhalts der Namenvielfalt, sondern vor allem auch aus dem Grund, der
ortsansassigen Bevolkerung ihre lokale Identitat zu bewahren. Bei den gesetzlichen
Vorgaben sollte auf diese emotionalen Befindlichkeiten der Bevdlkerung Ricksicht
genommen und der Schutz aller bestehenden Namen gewéhrleistet werden.

2. Bei Um- und Neubenennungen von Gemeinden sollten in ausreichendem Mal3e
Fachleute konsultiert werden. Hierzu kann — wie z. B. im Freistaat Sachsen — eine
Fachkommission fir kommunale Namen gebildet werden, die das Innenministerium
beréat. Aufgaben und rechtliche Stellung eines solchen Gremiums sollten in einer
Verwaltungsvorschrift geregelt werden (z.B. werden in den Bundeslandern der
Republik Osterreich die Kommunalbehérden durch sogenannte
Nomenklaturkommissionen beraten).

3. Die einfachste und sinnvollste Losung bei der Benennung einer neuen Gemeinde
besteht in der Ubernahme eines eingefiihrten Ortsnamens, wobei der Sitz der
Gemeindeverwaltung ein wesentliches Kriterium sein sollte. Bei Zusammenschlissen
mehrerer Gemeinden kann auch ein Doppelname aus den beiden gréf3ten und
bedeutendsten Orten gebildet werden. Von Namenketten mit drei oder mehr
Bestandteilen ist jedoch genauso abzusehen, wie auch von Kunstnamen.
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Fazit/Votum

Dem Standigen Ausschuss fur geographische Namen ist bewusst, dass die Namengebung
von Gemeinden in der rechtlichen Zustandigkeit der Kommunalbehérden liegt. Er sieht es
aber als seine Pflicht an, auf den Handlungsbedarf hinzuweisen, der verstéarkt in den Jahren
einer Verwaltungsneugliederung auftreten wird. Es ist von grof3er Bedeutung, die
Kommunalpolitik fir diese Probleme zu sensibilisieren und in Verwaltungsvorschriften
eindeutige Regelungen zu treffen, in denen der Schutz des geographischen Namenguts die
notwendige Beachtung findet.

Der Standige Ausschuss flr geographische Namen ist gerne bereit, die zustandigen
Fachkommissionen hierbei fachlich zu beraten.

Dr. JOrn Sievers Frankfurt am Main, 04.09.2007
Vorsitzender
Standiger Ausschuss flr geographische Namen (StAGN)



	Anhang 4 
	Anhang 5 
	Bedeutung geographischer Namen 
	Entwicklung der geographischen Namengebung und -veränderung 
	Gegenwärtige Situation bei der Namengebung bzw. Umbenennung 
	Leitlinien des StAGN bei notwendiger Neu-/Umbenennung von Ortsnamen 


